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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

 

die Corona-Pandemie wirbelte unser ganzes Jahr 2020 durcheinander. Auch unser Vereinsleben hat darunter 

gelitten. So musste insbesondere die Jahresmitgliederversammlung ausfallen. Wir haben zwei Anläufe genom-

men, die Versammlung als Präsenzveranstaltung abzuhalten – beide Male mussten wir mehr oder weniger 

kurzfristig absagen, weil uns das Infektionsgeschehen einen Strich durch die Rechnung gemacht hat. Den 

Versuch, nach der Absage der für den 16.10.2020 geplanten Mitgliederversammlung eine solche  doch noch in 

den letzten Tagen des Jahres 2020 in einem Online-Format – z. B. als Streaming-Veranstaltung – durchzufüh-

ren, haben wir nicht unternommen. Eine solche Veranstaltung hätten wir angesichts unserer Mitgliederzahl nur 

mit einem externen IT-Dienstleister und nur mit einem so unverhältnismäßig hohen Kostenaufwand durchführen 

können, dass uns eine solche Lösung nicht vertretbar erschien. Die Bezirksgruppen haben diese Entscheidung 

mitgetragen. Wir hoffen auch auf Ihr Verständnis als Mitglieder, die von uns – zu Recht – einen zweckmäßigen 

und sorgsamen Umgang mit Ihren Mitgliedsbeiträgen erwarten. Wir werden deshalb erst im nächsten Jahr 

wieder eine Mitgliederversammlung durchführen können, dann allerdings auch müssen, weil wir den gesamten 

geschäftsführenden Vorstand neu wählen müssen. Wir hoffen, dass wir diese Mitgliederversammlung wieder als 

vergleichsweise günstige Präsenzveranstaltung durchführen können und nicht durch eine fortdauernde Pande-

mie in die hohen Kosten einer Online- oder Hybridveranstaltung gezwungen werden.

 

Ihren Anspruch auf jährliche Rechenschaft über die Tätigkeit des geschäftsführenden Vorstands und unser 

Ausgabeverhalten versuchen wir auf diesem Weg wenigstens in Schriftform zu erfüllen, wenngleich in diesem 

Format eine Aussprache naturgemäß nicht möglich ist. Diesem Mangel korrespondiert, dass der geschäftsfüh-

rende Vorstand auch nicht entlastet wird, sondern auf Entlastung erst in der nächsten Mitgliederversammlung 

hoffen kann.  

 

Selbstverständlich werden wir Fragen von Ihnen zu dem in diesem Heft veröffentlichten Tätigkeitsbericht, Kas-

senbericht und Kassenprüfungsbericht – sei es schriftlich, sei es per E-Mail oder auch telefonisch – beantwor-

ten, wenngleich dies nicht eine Aussprache in einer ordnungsgemäß durchgeführten Mitgliederversammlung zu 

ersetzen vermag.

 

Hoffen wir alle, dass das nächste Jahr besser wird!

 

Trotz aller Widrigkeiten wünsche ich Ihnen im Namen des gesamten geschäftsführenden Vorstandes ein frohes 

Weihnachtsfest, ein gutes neues Jahr 2021 und vor allem anderen – bleiben Sie gesund!

Ihr

Wulf Schindler 



	 4� mitteilungen 3/2020             

ANZEIGE

Gutachten für die Justiz 

Betriebswirtschaftliche Sachverständigengutachten im   
Rahmen von Rechtsstreitigkeiten und Strafverfahren 

Insolvenzgutachten 

Bewertungen 

Schadensermittlung 

Wirtschaftlichkeitsanalysen 

Individuelle Fragestellungen transparent und kompakt      
aufgearbeitet 

Profil Guido Althaus Düsseldorf

Frankfurt am Main 

München 

www.accuracy.com – guido.althaus@accuracy.com 
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TÄTIGKEITSBERICHT GESCHÄFTSJAHR 2019/2020

I. Mitgliederentwicklung des Vereins:

II. Vermögenslage des Vereins:

s. Kassenbericht

III. �Tätigkeiten des geschäftsführenden 

Vorstands:

Das Geschäftsjahr war in der 2. Hälfte geprägt von 
der Corona-Pandemie.

1. Formelle Termine:
Wir nahmen wieder etliche formelle Termine wahr 
wie den Parlamentarischen Abend des Anwalts-
verbandes am  16.10.2019 in Stuttgart, den Neu-
jahrsempfang des MP in der Landesvertretung in 
Brüssel am 20.1.2020, die Amtseinführung von 
LOStA Dr. Dittrich / Verabschiedung LOStA Mahler 
am 23.1.2020 in Stuttgart. Danach erfolgten Coro-
na-bedingt keine weiteren Termine dieser Art mehr. 
Besondere Erwähnung verdient unsere Teilnahme 
am 40. Triberger Symposium am 28./29.11.2019 
zum Thema „70 Jahre Grundgesetz – eine  

 

Bestandsaufnahme“. Da zugleich der Vertrag von 
Lissabon 10-jähriges Jubiläum feierte, war auch 
EuGH-Präsident Prof. Dr. Lenaerts eingeladen. 
Zusammen mit dem erst kurze Zeit zuvor neu ge-
wählten (damaligen) Vize-Präsidenten und jetzigen 
Präsidenten des BVerfG Prof. Dr. Harbarth dis-
kutierte er – damals in Zeiten vor dem EZB-Urteil 
sehr einvernehmlich – über das Rangverhältnis des 
Europarechts zum nationalen Recht der Mitglieds-
staaten.

2. Politische Kontakte:
Wir vertieften auch unsere politischen Kontakte, 
die allerdings infolge der Pandemie weitgehend 
zum Erliegen kamen: Wir nahmen teil an der Roof-
top-Party der SPD-Landtagsfraktion am 16.7.2019, 
trafen uns am 29.7.2019 mit dem BBW-Vorsitzen-
den Kai Rosenberger in Stuttgart, am Sommerfest 
der CDU-Landtagsfraktion am 10.9.2019 in Stutt-
gart sowie am 24.9.2019 an der Veranstaltung der 

31-07-2020 25-06-2019 2018 2017

Aktive 1410 1384 1351 1311
Pensionäre 441 463 463 470
Summe 1851 1847 1814 1781
Quote 0,24 0,25 0,26 0,26

davon Sozialrichter
Aktive 150 146 142 140
Pensionäre 32 33 33 35
Summe 182 179 175 175
Quote 0,18 0,18 0,19 0,20

davon Arbeitsrichter
Aktive 50 48 50 57
Pensionäre 10 10 7 7
Summe 60 58 57 64
Quote 0,17 0,17 0,12 0,11

Neueintritte vom 25.6.19 bis 31.7.20 62
Austritte vom 25.6.19 bis 31.7.20 -26
Saldo 36
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CDU-Landtagsfraktion zur Pressearbeit der Justiz, 
am 15.10.2019 am Landtagsfest der Grünen, trafen 
uns am 7.11.2019 mit dem AK Recht + Verfassung 
der FDP-Landtagsfraktion, nahmen am 12.11.2019 
am „Abend der Justiz“ der CDU-Landtagsfraktion 
sowie am 28.1.2020 an deren Neujahrsempfang 
teil. Am 11.2.2020 führten wir noch ein Gespräch 
mit MD Krauss vom FM (Thema war die Anhebung 
der Einkommensgrenze für die Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen des wirtschaftlich unabhängigen 
Ehegatten/Lebenspartners), danach gab es Coro-
na-bedingt keine weiteren Präsenztermine mehr. 
Am 14.5.2020 absolvierten wir eine Telefonkonfe-
renz mit der SPD-Landtagsfraktion, die allerdings 
durch erhebliche technische Schwierigkeiten ge-
kennzeichnet war.

Hingewiesen sei noch auf ein vertrauliches Ge-
spräch mit Minister Wolf und MD Steinbacher am 
26.11.2019 bzgl. der eAkte, das der Vorsitzende in 
seiner Funktion als Vorsitzender des Landesrichter- 
und -staatsanwaltsrats führte (wie überhaupt das 
Thema eAkte im Wesentlichen von jenem Gremium 
bearbeitet wurde, in dem wir jedoch personell gut 
und mit engagierten Mitgliedern vertreten sind).

3. Tätigkeit des Gesamtvorstands:
Der Gesamtvorstand brachte – Corona-bedingt im 
Umlaufverfahren – die bereits mit der Einladung zur 
Mitgliederversammlung mitgeteilten Anträge zur Än-
derung des Vereinsnamens und zur Zusammenar-
beit mit dem Seniorenverband auf den Weg. Wie be-
reits mehrfach berichtet und vorgetragen, erhoffen 
wir uns von der griffigeren Fassung des Vereinsna-
mens – vor allem in seiner Kurzform – eine bessere 
Wahrnehmung in der Öffentlichkeit.

Von der Zusammenarbeit mit dem Seniorenverband 
erhofften wir bislang zunächst, unsere Attraktivität 
für die aus dem aktiven Dienst ausscheidenden 
Mitglieder zu verbessern und sie dadurch im Verein 
zu halten. Die Corona-Krise bringt jedoch einen wei-
teren bedeutsamen Gesichtspunkt zum Tragen: Es 
steht zu befürchten, dass die immens angewachse-
nen Staatsschulden den Sparwillen der Finanzminis-
ter stärken werden. Nachdem das BVerfG bezüglich 
der Dienstbezüge im aktiven Dienst Untergrenzen 
definiert und diese damit beliebigen Kürzungen ent-

zogen hat, muss mit Eingriffen in die Pensionen und 
Beihilfeberechtigungen gerechnet werden. Dem 
entgegenzuwirken, wird uns mithilfe eines so großen 
und zugleich fachlich kompetenten Partners wie des 
Seniorenverbands mutmaßlich besser gelingen. Wir 
werben daher sehr eindringlich um die Zustimmung 
aller Mitglieder zu einer solchen Zusammenarbeit. 
Unsere Eigenständigkeit darf und wird durch die 
geplante Partnerschaft nicht berührt und nicht ge-
fährdet. 

4. Verbandsinterne Tätigkeit des geschäftsfüh-
renden Vorstands:
Bis März 2020 absolvierten wir die üblichen Sitzun-
gen des geschäftsführenden Vorstands: jeden Mo-
nat in Stuttgart sowie nach einigen Jahren Zeit wie-
der einmal eine 2-tägige Gesamtvorstandssitzung 
am 22/23.11.2019 in Offenburg. Am 29.1.2020 hielt 
unsere mitgliederstärkste Bezirksgruppe – nämlich 
Stuttgart – ihre Mitgliederversammlung ab, in der 
auch der Bezirksgruppenvorstand neu gewählt wur-
de. Die geplante turnusgemäße Frühjahrs-Gesamt-
vorstandssitzung fiel Corona zum Opfer.

5. DRB-Ebene:
Auf der Bundesebene gab es erhebliche Verände-
rungen: Die ordentliche Bundesvorstandssitzung 
(BuVo) am 14./15.11.2019 in Konstanz verlief ohne 
besondere Vorkommnisse; die wenige Wochen 
später erfolgte Ankündigung des Bundesvorsitzen-
den Jens Gnisa, zum Jahresende 2019 sein Amt 
niederzulegen, war daher ein Donnerschlag. Auf 
Antrag des Landesverbandes Thüringen fand am 
26./27.2.2020 eine außerordentliche BuVo statt, 
bei der wir ein eindeutiges Votum erwarteten, der 
Bundesvertreterversammlung (BVV) im Novem-
ber 2020 die Neuwahl des/der Bundesvorsitzen-
den vorzuschlagen. Die Diskussion nahm – für 
uns überraschend – allerdings eine nicht erwartete 
Wendung. Nach seltsam gekünstelt wirkenden An-
tragsvorschlägen für die BVV brachten wir schließ-
lich den Antrag ein, der BVV eine solche Neuwahl 
vorzuschlagen, der allerdings scheiterte. Stattdes-
sen soll der BVV nun vorgeschlagen werden, eine 
Satzungsänderung zu beschließen, die die Wahl 
einer – möglichst geschlechtsgemischten – Doppel-
spitze zulässt (was die DRB-Satzung bislang nicht 
vorsieht). Zugleich setzte die außerordentliche BuVo 
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eine Arbeitsgruppe zur Formulierung  entsprechen-
der Satzungsänderungen ein. Eine Neuwahl des/
der DRB-Vorsitzenden wird daher mutmaßlich erst 
in BVV 2022 erfolgen. Bis dahin werden die beiden 
stellvertretenden Vorsitzenden Barbara Stockinger 
und Joachim Lüblinghoff den DRB in gemeinsamer 
Tätigkeit kommissarisch leiten.

IV. Erfolgsbilanz:

1. Ergebnisse bei den Neuwahlen zu den Beteili-
gungsgremien:
Im Sommer 2019 fanden Neuwahlen zu den Mitwir-
kungsgremien im Land statt. Wir traten mit eigenen 
Listen für die Bezirksrichterräte bei beiden OLGen, 
beim LAG und LSG sowie für die Bezirksstaatsan-
waltsräte bei beiden Generalstaatsanwaltschaften 
an. Konkurrierende Verbände traten bei der Ar-
beitsgerichtsbarkeit sowie im OLG-Bezirk Karlsruhe 
an. Die Ergebnisse waren nicht vollständig befrie-
digend. Beim Bezirksrichterrat des OLG Karlsruhe 
erzielten wir zwar mit Abstand die meisten Stimmen. 
Durch das d’Hondt’sche Auszählungsverfahren und 
eine strategisch nicht optimal abgestimmte Kandi-
datenanzahl errangen wir nur 2 der 5 Ratssitze; 2 
weitere gingen an die NRV (trotz deutlich geringerer 
Stimmenanzahl) und der 5. schließlich an den Ba-
dischen Amtsrichterverband. Dieses Wahlergebnis 
wird uns Anlass geben, bei den Wahlen im Jahr 
2024 strategisch klüger vorzugehen.

In der Arbeitsgerichtsbarkeit haben wir von den 5 
Ratssitzen nur 2 erlangen können, haben also 1 Sitz 
verloren. Den 3. Sitz, den wir in der vorausgegange-
nen Amtsperiode innehatten, hatten wir infolge Stim-
mengleichheit mit der NRV durch Losglück erlangt; 
in der jetzigen Neuwahl ist uns die NRV allerdings 
davongezogen. Dies wird uns Antrieb sein müssen, 
die Verbandsarbeit in der Arbeitsgerichtsbarkeit zu 
intensivieren.

Im Landesrichter- und -staatsanwaltsrat sind wir 
derzeit mit 6 von 10 Mitgliedern vertreten, die von 
insgesamt 16 Stimmen des Gremiums 6 Stimmen 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 1 Stimme der So-
zialgerichtsbarkeit sowie 4 Stimmen der Staatsan-
waltschaft, insgesamt also 11 Stimmen, auf sich ver-
einen. Die NRV ist mit 2 Stimmen der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, und 1 Stimme der Arbeitsgerichts-

barkeit vertreten, die übrigen Stimmen verteilen sich 
auf den Bund der Verwaltungsrichter und den Bund 
der Finanzrichter. Außerdem stellen wir derzeit den 
Vorsitzenden des Gremiums.

2. Politikfeld:
Als Erfolg kann auch unser Treffen mit MD Krauss 
vom FM gelten. Wie bereits berichtet haben wir die 
Zusage erhalten, dass der Landesgesetzgeber eine 
deutliche Anhebung der Einkommensgrenze für die 
Beihilfefähigkeit von Aufwendungen in Krankheits- 
und Pflegefällen, die dem wirtschaftlich unabhängi-
gen Ehegatten oder Lebenspartner des Beihilfebe-
rechtigten entstanden sind, vornehmen wird.

V. Zukunftsaufgaben:

Corona hat die Prioritäten verschoben. Die Krise 
zeigte und zeigt noch immer die Notwendigkeit auf, 
die Justiz im Bereich der Digitalisierung zukunftsfä-
hig zu machen. Dazu gehört nicht nur die Einfüh-
rung der eAkte, sondern die gesamte Ausstattung 
der Justiz mit leistungsfähiger IT. Sie ist von zent-
raler Bedeutung für die Arbeitsfähigkeit der Justiz 
auch in außergewöhnlichen Zeiten. 

Die Entwicklung der Fallzahlen und die Veränderung 
der Struktur von Prozessen – Stichworte: Massenver-
fahren, Großverfahren – zeigen neue Dimensionen 
von „Pebb§y 100“ auf: Die Personalverbesserungen 
der vergangenen 3 Jahre wurden erheblich durch 
diese beiden Phänomene sowie neue Aufgaben der 
Justiz aufgezehrt. Hinzu kommt, dass der Ausbau 
des Servicebereichs mit den Stellenmehrungen bei 
Richtern und Staatsanwälten nicht Schritt hielt.

Diese Zukunftsaufgaben verdrängen die bisher de-
finierten Zukunftsziele in keiner Weise, verändern 
aber die Prioritäten.

Im Namen des geschäftsführenden Vorstands 
und mit freundlichen kollegialen Grüßen

Wulf Schindler
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VOM 1. JANUAR 2019 BIS ZUM 31. DEZEMBER 2019
Einnahmen 2017 2018 2019 

Mitgliedsbeiträge 276.532,93 € 263.049,43 € 272.367,52 €
Zinsen 2,41 € – –

Sonst. Einnahmen – 158,49 € 3.930,50 €
DRB-Werbemittel/-Erstattungen – – –

Werbung 2.591,00 € 3.612,50 € 2.018,80 €
Summe Einnahmen 279.126,34 € 266.820,42 278.316,82 €

Ausgaben
Rückerstatt. aus Beitragseinnahmen 18.079,75 € 4.180,70 € 4.007,68 €

Reisekosten 9.977,98 € 5.552,21 € 8.485,14 €
Gehalt und Vergütung 12.959,94 € 12.282,57 € 13.187,51 €

Sozialabgaben 2.772,18 € 2.704,05 € 2.576,63 €
Büromaterial und Einrichtung 1.070,49 € 547,05 € 3.259,49 €

Porto 826,02 € 865,46 € 789,12 €
Telefon 425,74 € 625,00 € 426,31 €

Miete 2.160,00 € 2.160,00 € 2.160.00 €
Gruppenbeiträge 11.387,00 € 10.555,00 € 12.833,00 €

DRiZ 81.149,01 € 83.069,80 € 86.597,34 €
DRB-Beiträge 100.479,07 € 103.222,50 € 116.766,25 €

Sonderausgaben 6.453,23 € 4.685,69 € 6.111,72 €
Drucksachen 6.954,78 € 10.977,76 € 12.498,27 €

Bankgebühren 64,30 € 7,50 € 7,50 €
Versicherungen keine Erfassung 661,80 € 525,38 €

Summe Ausgaben 255.280,34 € 242.097,09 € 270.231,34 €

Saldo + 23.846,00 € + 24.723,33 + 8.085,48 €

KASSENBERICHT FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2019

Das Geschäftsjahr 2019 schließt mit einem erfreuli-
chen, zum vierten Mal in Folge positiven Saldo von 
8.085,48 €. Die Gesamteinnahmen stiegen um rund 
9.500 €, dies entspricht in etwa der Zunahme bei 
den Mitgliedsbeiträgen, die den wesentlichen Teil 
der Einnahmen ausmachen. Die Reisekosten stie-
gen um rund 3.000 € im Vergleich zum Vorjahr an.

Wie in den Vorjahren stiegen die Kosten für die DRiZ 
weiter an. Die Beiträge an den DRB und die Grup-
penbeiträge stiegen parallel zur Zunahme an Mit-
gliedern. Bei den Ausgaben für die Einrichtung der 
Geschäftsstelle schlugen die Kosten für den neuen 
Kopierer zu Buche. Für das nächste Geschäftsjahr 
ist hier eine Rückkehr zu den Beträgen der Vorjahre 
zu erwarten. Die Sonderausgaben setzen sich zum 
wesentlichen Teil aus den Kosten für die Mitglieder-

versammlung (Saalmiete und Verpflegung) und die 
zweitägige Klausurtagung des Gesamtvorstands 
in Offenburg zusammen (Unterkunft und Verpfle-
gung), zusammen 4.801,07 €. Die übrigen Sonder-
ausgaben erstrecken sich auf EDV-Kosten, Rechts-
verfolgungskosten und sonstige Ausgaben.

Die Mitgliederzahl des Vereins ist weiter leicht ge-
stiegen. Mit Stichtag zum 31.12.2019 hatten wir 
1.836 Mitglieder, darunter 1.390 Aktive und 446 
Pensionäre.

Ich bedanke mich herzlich bei unserer Geschäfts-
stellenleiterin, Frau Masen, für die sehr gute Zusam-
menarbeit und für die zeitnahe Buchung der zahlrei-
chen Zahlungsvorgänge.

Dr. Christopher Stoiber



mitteilungen 3/2020	 9

BERICHTE

mitteilungen 3/2020	 9

Der Kassierer des Vereins, Herr Staatsanwalt Dr. Stoi-

ber, legte mir zur Kassenprüfung des Geschäftsjahres  

vom 01.01. bis zum 31.12.2019 eine Zusammenstel-

lung mit den in diesem Zeitraum erfolgten Buchungen 

sowie die Gewinn- und Verlustrechnung vor, aus der 

der Kassenbericht abgeleitet ist. 

In der Zusammenstellung sind alle Zahlungsvorgänge 

aufgeführt. Den Großteil der Buchungen machen die 

Ausgaben aus. Die einzelnen Positionen sind jeweils 

durch Konto, Empfänger und den Verwendungs-

zweck gekennzeichnet sowie einer Buchungskatego-

rie zugeordnet und insgesamt chronologisch geord-

net. Die Gewinn- und Verlustrechnung ist zutreffend 

aus der Zusammenstellung abgeleitet. 

Das Vermögen des Vereins belief sich am 31. Dezem-

ber 2019 auf 214.199,71 € einschließlich eines Kas-

senbestandes in bar von 301,13 € (welcher am Tag 

der Kassenprüfung 1. Juli 2020 nicht kontrolliert wur-

de). Dieser hohe Vermögensstand beruht auf einem 

Einmaleffekt im Jahr 2017 sowie den positiven Salden 

in den vergangenen Geschäftsjahren. 

Ich konnte am 1. Juli 2020 auf der Geschäftsstelle 

durch stichprobenartige Überprüfung feststellen, 

dass die in der Zusammenstellung aufgeführten Zah-

lungsvorgänge mit den Kontoauszügen, den Rech-

nungen und den Buchungsbelegen übereinstimmen. 

Die Geschäftsvorgänge sind vollständig erfasst. Alles 

ist übersichtlich geordnet und ohne Probleme nach-

vollziehbar; die Belege sind sorgfältig abgelegt und 

korrekt kontiert. 

Insgesamt erweist sich die Kassen- und Buchführung 

von Herrn Dr. Stoiber, unterstützt von Frau Masen, als 

vorbildlich. Sie ist von dem Bemühen um Sparsamkeit 

und Wirtschaftlichkeit geprägt. 

Ich empfehle der Mitgliederversammlung deshalb, 

dem Vorstand für die Verwaltung des Vereinsvermö-

gens und die Kassenführung uneingeschränkt Entlas-

tung zu erteilen. 

Günter Necker

GÜNTER NECKER                                         STUTTGART, DEN 2. SEPTEMBER 2020

BERICHT ÜBER DIE KASSENPRÜFUNG FÜR DAS 
GESCHÄFTSJAHR 2019 (01.01.–31.12.)

An den

Verein der Richter und Staatsanwälte

in Baden-Württemberg e. V.

Hauffstr. 5

70190 Stuttgart
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STELLUNGNAHME

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Landtagsfraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN hat 
auf der Grundlage eines Fraktionsbeschlusses zu 
einem „Aktionsplan für Freiheit und Demokratie“ 
Folgendes auf ihrer Fraktionshomepage (https://
www.gruene-landtag-bw.de/themen/demokra-
tie-und-mitbestimmung/gemeinsam-gegen-rassis-
mus-diskriminierung-und-rechtsextremismus/?L=0) 
verlautbaren lassen:

„… Der ‚Aktionsplan für Freiheit und Demokratie‘ 
(siehe unten) sieht ein umfangreiches Maßnahmen-
paket vor. Studien und verschiedene Anlaufstellen, 
wie zum Beispiel Whistleblower bei Polizei und Jus-
tiz, sollen aufzeigen, wo Handlungsbedarf besteht. 
Programme zu politischer Bildung und Medienkom-
petenz machen Demokratie erlebbar, sensibilisie-
ren für den Umgang mit Rassismus und machen 
fit im Umgang mit Filterblasen und Fake News ...“

Die Südwestpresse vom 18.9.2020 zitierte da-
raufhin den Vorsitzenden der GRÜNEN-Land-
tagsfraktion Andreas Schwarz auf Seite 1 (https://
www.pressreader.com/germany/sudwest-pres-
se-ulm/20200918/282561610598538/textview) 
unter der Schlagzeile „Landes-Grüne: Whistleblo-
wer bei Polizei und Justiz stärken“:  „Wir müssen 
den Kampf gegen Rassismus und Rechtsextre-
mismus neu denken und unsere demokratische 
Grundordnung aktiv verteidigen. Nicht zuletzt 
die erschreckenden Vorkommnisse bei der Poli-
zei in Nordrhein-Westfalen zeigen, wie drängend 
es ist, rechtsextreme Tendenzen frühzeitig zu er-
kennen und zu handeln.“ Die Südwestpresse be-
richtet weiter: „Konkret sieht ein am Donnerstag 
von der Grünen-Landtagsfraktion beschlossenes 
Positionspapier die Einrichtung von Anlaufstel-
len für sogenannte Whistleblower in Polizei, Justiz 
und Verwaltung vor, um die Aufdeckung interner 
Missstände zu erleichtern. Die Grünen sprechen 
sich zudem für eine Studie zu möglichen extre-
mistischen Haltungen in Exekutive und Justiz 

 
 
im Land und für eine Revision des Waffenrechts 
aus.“

Dies gab dem geschäftsführenden Vorstand unse-
res Berufsverbandes Anlass zu folgender Presse-
mitteilung vom 18.9.2020:

Richterverein verwahrt sich gegen  

Generalverdacht

Wulf Schindler, der Vorsitzende des Vereins der 
Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg, 
zeigt sich verwundert über den Vorschlag von 
Bündnis 90/Die Grünen, eine Anlaufstelle für sog. 
„Whistleblower“ in der Justiz einzurichten: „Auf 
welche Tatsachen Andreas Schwarz die Notwen-
digkeit für eine solche Einrichtung im Land stützt, 
bleibt unerklärt. Die Justiz wird völlig unnötig und 
zu Unrecht einem Generalverdacht ausgesetzt. So 
zerstört man Vertrauen.“ Der Ansatz, dass es in der 
baden-württembergischen Justiz rechtsextreme 
Netzwerke geben könne, wirke grotesk. Schwarz 
verkenne, dass Richterinnen und Richter, Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte von Berufs wegen 
ständig sich nicht nur ein Urteil über das Verhalten 
Dritter bilden müssen, sondern dieses auch nach 
außen vertreten. Diese Aufgabe werde mit hohem 
beruflichen Ethos ausgeübt, so Schindler. „Die Kol-
leginnen und Kollegen sind also durchaus in der 
Lage, Missstände, so sie existierten, nicht nur zu 
erkennen, sondern sie von sich aus zu benennen.“

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Wulf Schindler
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ANTRAG DER ABG. DR. BORIS WEIRAUCH U. A. SPD

Schutz der Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte bei 

persönlichkeitsrechts- und ehrverletzenden öffentlichen Angriffen

Der Landtag wolle beschließen, die Landesregie-
rung zu ersuchen zu berichten,
1.	� wie sich die Anzahl der Angriffe gegen Richte-

rinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte seit dem Jahr 2010 entwickelt 
hat, insbesondere unter Berücksichtigung von 
persönlichkeitsrechts- und ehrverletzenden öf-
fentlichen Angriffen;

2.	� ob und, falls ja, in welchem Umfang Angriffe 
gegen Richterinnen und Richter sowie Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte nach Ziffer 1 Straf-
tatbestände erfüllt haben und diese strafrecht-
lich weiterverfolgt wurden, insbesondere in wie 
vielen Fällen Anklage erhoben, eine Verurteilung 
erwirkt wurde oder es zu einer Einstellung des 
strafrechtlichen Verfahrens kam;

3.	� ob und, falls ja, in welchem Umfang Angriffe 
gegen Richterinnen und Richter sowie Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte nach Ziffer 1 zu 
zivilrechtlichen Verfahren geführt haben;

4.	� wie die Landesregierung persönlichkeitsrechts- 
und ehrverletzende öffentliche Angriffe gegen 
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte im Hinblick auf die Aus-
wirkungen auf das Vertrauen in den Rechtsstaat 
beurteilt;

5.	� wie die Landesregierung betroffene Richterin-
nen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte im Nachgang von Angriffen nach 
Ziffer 1 bislang konkret unterstützt;

6.	� ob und, falls ja, in welchem Umfang die Landes-
regierung beabsichtigt, darüber hinausgehende 
Maßnahmen zu ergreifen, um Richterinnen und 
Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte vor Angriffen zu schützen oder bei der 
Verteidigung gegen Angriffe zu unterstützen, 
insbesondere auch bei persönlichkeitsrechts- 
und ehrverletzenden Angriffen;

7.	� wie sie in diesem Zusammenhang die Einrich-
tung einer Konfliktmanagerin / eines Konfliktma-
nagers als Ansprechpartnerin/Ansprechpartner 
für die Betroffenen (z. B. vor Ort oder an zentra-
ler Stelle) mit welcher Begründung beurteilt;

8.	� ob es einen Leitfaden für Richterinnen und Rich-
ter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
zum Umgang mit (öffentlichen) Angriffen gibt 
und, falls ja, welchen Inhalt dieser Leitfaden hat;

9.	� ob und, falls ja, in welchem Rahmen die Ge-
richte und Staatsanwaltschaften im Rahmen ih-
rer Pressearbeit auf öffentliche Angriffe gegen 
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte reagieren;

10.	�ob und, falls ja, welche Maßnahmen zur Stär-
kung der Öffentlichkeitsarbeit an den Gerich-
ten und Staatsanwaltschaften bislang getroffen 
wurden und welche konkreten Konzepte es gibt, 
diese Maßnahmen kontinuierlich weiterzuentwi-
ckeln.

Dr. Weirauch, Gall, Weber, Binder, Hinderer, SPD

Begründung

Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte sind teilweise massiven (öffentli- 
chen) Angriffen ausgesetzt. Diese Angriffe, die eine 
zulässige Kritik an den Gerichten und Staatsanwalt- 
schaften sowie ihren Entscheidungsträgerinnen 
und Entscheidungsträgern eindeutig übersteigen 
und teilweise massiv in das allgemeine Persönlich-
keitsrecht der Betroffenen eingreifen, können auch 
zu einem Vertrauensverlust in unseren Rechtsstaat 
führen. Es ist deshalb von Interesse, wie die Lan-
desregierung diese Entwicklung einschätzt und 
mit welchen konkreten Maßnahmen sie betroffene 
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte unterstützen will.

Landtag von Baden-Württemberg					                          Drucksache 16 / 8936
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Sehr geehrter Herr Dr. Weirauch,

zur kleinen Anfrage Ihrer Landtagsfraktion über öf-
fentliche Angriffe gegen Richter erlaubt sich der Ver-
ein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Würt-
temberg  ebenfalls Stellung zu nehmen: 

Zunächst danken wir Ihnen sehr herzlich für Ihre In-
itiative. Sie beleuchtet einen bestimmten Ausschnitt 
des gesellschaftlichen Problems des Vertrauens- 
und Respektverlustes gegenüber staatlichen In-
stitutionen, aber auch des Verlustes von Respekt 
gegenüber dem einzelnen Individuum. Angriffe auf 
Justiz, Polizei und (Eingriffs-)Verwaltung sind dabei 
besonders problematisch. Gerade Eingriffe des 
Staates in Freiheitsrechte erfordern in besonderem 
Maße Respekt und grundsätzliches Vertrauen der 
Bürger in die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und 
Effizienz des hoheitlichen Handelns.   

Ob Ihre Anfrage zu einem einigermaßen vollständi-
gen Überblick führen wird, erscheint allerdings frag-
lich, weil viele betroffene Richter und Staatsanwälte 
gar nichts von den gegen sie geführten Angriffen 
und Schmähungen wissen. Das bevorzugte Medi-
um für solche Angriffe ist das Internet. Wenn man 
nicht die einschlägigen Websites aufruft oder gar 
nichts von deren Existenz weiß, hat man auch nur 
geringe Chancen, davon zu erfahren. Viele Kolle-
ginnen und Kollegen kümmern sich nicht um solche 
Internet-Veröffentlichungen, teils weil sie sie nicht 
kennen, teils weil sie es sich ersparen wollen, sich 
über die dort verbreiteten Inhalte zu ärgern.

Aus diesem Grunde möchte ich wenigstens exem-
plarisch 3 solche websites mit Verunglimpfungen, 
Schmähungen und absurd abwegigen Vorwürfen 
und Unterstellungen benennen:

https://joergfeix.wordpress.com/tag/richter-may-
erhofer/ betreffend Richter des AG Schwäbisch 
Gmünd und des LG Ellwangen,    

https://justiz-skandal.info/ mit weiterführendem Link 
auf Youtube https://www.youtube.com/watch?v=D-
kegwozuBuE betreffend einen Richter des LG Ulm
https://www.warnglocke.de/warum-will-der-richter-
axel-mueller-in-die-politik/ betreffend verschiedene 
Richter des LG Ravensburg (die Website „warng-
locke.de“ enthält noch viel mehr vergleichbare Ar-
tikel).

Dies ist nur eine kleine Auswahl aus der insgesamt 
mit Sicherheit riesigen Zahl gleichartiger oder ähnli-
cher Irrungen und Wirrungen im Internet. 

Über Angriffe außerhalb des Internets wird Ihre An-
frage sicherlich detailliertere Ergebnisse liefern. Es 
sei aber ergänzend der Hinweis erlaubt, dass sich 
auch in Anwaltsschriftsätzen – also im nicht öffent-
lichen Raum – Respektlosigkeiten finden, die sich 
nach unseren Eindrücken in den letzten Jahren häu-
fen. Da ist beispielsweise die Rede davon, ein Ver-
gleichsvorschlag sei „eine Frechheit“, die in recht-
lichen Hinweisen geäußerte Rechtsauffassung sei 
„eine völlig haltlose Behauptung (!), die von man-
gelnden Rechtskenntnissen, Einseitigkeiten und 
totaler Überforderung“ zeuge, die getroffene Ent-
scheidung sei „Rechtsbeugung vom Feinsten“  usw. 
Die Liste ließe sich erstaunlich lange weiterführen.    

Viele Kolleginnen und Kollegen, die von solchen An-
griffen betroffen sind, bemängeln die zu geringe Hil-
festellung des Dienstherrn bei der Abwehr solcher 
Verunglimpfungen und wünschen sich ein aktives 
Handeln des Dienstherrn. Entsprechende Unterlas-
sungsklagen, Klagen auf Löschung entsprechender 
Beiträge im Internet usw. sind nicht das Privatver-
gnügen der jeweiligen Amtspersonen; sie werden 
nicht als Privatpersonen geschmäht, sondern  we-
gen der Ausübung ihres öffentlichen Amtes. 

Mit freundlichen Grüßen

Wulf Schindler
Vorsitzender

STELLUNGNAHME ZUR KLEINEN ANFRAGE

ÜBER ÖFFENTLICHE ANGRIFFE GEGEN RICHTER
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MIR KÖNNET ÄLLES AUSSER HOCHDEUTSCH:

EIN FALL AUS DER HIGH SOCIETY SCHWÄBISCHER  
WELTMARKTFÜHRER

Die Gottfried Häberle KG ist die führende Herstelle-
rin von digitalen Maultaschenrollmaschinen. Kauf-
mann Erwin Pfleiderer ist der weltweit umsatzstärks-
te Hersteller nämlicher Leckereien; er hat kürzlich 
bei Häberle eine neue Maschine für 2 Mio. Euro 
gekauft. Die, um es mit den Worten des Senior-
chefs zu sagen, „dud net“. Der Kaufpreis wird nicht 
gezahlt, Anwälte werden eingeschaltet, Schriftsät-
ze gewechselt, die Auseinandersetzung wird auf 
höchstem juristischem und menschlichem Niveau 
ausgefochten (Grasdackel hier – Lumpensäckel 
dort). Der Streit landet schließlich bei der Top-An-
laufstelle für wirtschaftsrechtliche Streitverfahren: 
dem Stuttgart Commercial-Court (CC, sprich si: si:)  
à www.commercial-court.de.

Nicht etwa, dass sich Häberle und Pfleiderer wie 
normale Menschen in einem 08/15-Gerichtssaal mit 
einem womöglich überlasteten Richter abgeben 
müssten, nein, die Hautevolee des Wirtschaftsle-
bens hat ihren eigenen hocheffizient und sorgfäl-
tig arbeitenden CC. In dessen exquisiten Räumen 
trifft man sich, das Kollegium verhandelt äußerst 
gewandt bilingual: deutsch und schwäbisch. In 
Dreierbesetzung (beachte: §§ 348, 348 a CCPO) 
werden hier – anders als sonst in der Justiz? – Er-
fahrungen und Wissen von hervorragend qualifi-
zierten und erfahrenen Richterinnen und Richtern 

mit ausgezeichneten Kenntnissen im Wirtschafts-
recht gebündelt.

Im Rahmen einer Case Management Conference 
(früher erster Termin) gelingt es den Beteiligten, he-
rauszuarbeiten, dass die gelieferte Maschine durch 
einen Sachverständigen zu begutachten ist. Eine 
Hamburger Expertin mit technischer Kompetenz ist 
schnell gefunden, die jedoch leider des Schwäbi-
schen nicht mächtig ist und beim Ortstermin Herrn 
Häberle sagt, sie verstehe ihn nicht, was umge-
hend zu einer Ablehnung wegen Befangenheit 
führt. Nach einigem Hin und Her ist der CC-Senat 
des Oberlandesgerichts am Zug, auch dort landen 
unsere beiden Streithähne im Fasanenhof, wo sie 
erneut das Glück haben, auf Kompetenz und hohes 
Engagement zu treffen.

Doch bevor es zu einer Entscheidung über die Be-
fangenheit kommt, entdeckt ein Lehrling von Pflei-
derer, dass an der neuen Maschine ä Steckerle 
nausgschlupft ist, steckt es ein und die Maschine 
läuft. Zahlung sowie übereinstimmende Erledi-
gungserklärungen folgen und die CC-Richter he-
ben nach effizienter und maßgeschneiderter Orga-
nisation des Verfahrens die Kosten gegeneinander 
auf. Top!

Orald Mosten
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Hol dir das 
Weihnachtsmarkt-Feeling 
nach Hause

O du fröhliche … Weihnachten steht schon bald vor der Tür! Und wie so vieles in 
2020 wird auch das Weihnachtsfest in diesem Jahr von Veränderungen geprägt 
sein. Alles wird anders – ob wir wollen oder nicht! Aber vielleicht kann sich je-
der ein kleines Stück des traditionellen Weihnachtsmarktbesuches nach Hause 
holen oder ins Büro, überall dorthin, wo man in geselliger Runde die schönen 
Traditionen zum Jahresende nicht ausfallen lassen möchte!

Der Duft von Vanille, Zimt, Bratapfel und Lebkuchen ist schnell gezaubert: 
Duftöle und Duftkerzen versprühen nicht nur ein angenehmes, weihnachtliches 
Aroma, die Kerzen schaffen zudem auch ein behagliches, feierliches Licht – 
perfekt, um eine weihnachtliche Stimmung aufkommen zu lassen.

Was schmeckt eigentlich allen, ist schnell gemacht und vermittelt einfach ein 
Feeling von Weihnachten und Weihnachtsmarkt? Vielleicht konzentriert ihr euch 
da auf zwei Klassiker: gebrannte Mandeln und Reibekuchen! Beides typische 
Leckereien und Gerichte, die zur Weihnachtszeit und auf den Weihnachtsmarkt 
gehören wie das Christkind. Eine schöne Idee ist es, einen schmackhaften 
Punsch zuzubereiten. Rezepte, die man hierzu findet – mit oder ohne Alkohol –, 
sind durchaus eine Verköstigung wert!

Die Deko zur Weihnachtszeit ist geprägt von Engeln, Sternen, Elchen, Tannen-
zweigen und sehr viel stimmungsvollem Licht! Durch Lichterketten ist ein war-
mes, gemütliches Licht schnell herbeigezaubert. Ob weiß oder farbig, schlicht 
um eine Holzdeko oder um Tannenzweige gewickelt oder mit selbst gebastelten 
Sternchen – da sind euch wirklich keine Grenzen gesetzt. Schnell gemacht – 
super Wirkung!

ZUTATEN für eine Tüte:200 g  Zucker, 1 Pk Vanillezucker, 100 ml Wasser,  
200 g  Mandeln, 1 TL Zimt

ZUBEREITUNG: Zucker, Vanillezucker und Zimt in eine 
Pfanne geben und etwas mischen, das Wasser zuge-
ben. Ohne umzurühren, zum Kochen bringen. Die 
Mandeln dazugeben und unter ständigem Rühren auf 
hoher Stufe weiterkochen, bis der Zucker trocken wird. 
Dann die Temperatur auf mittlere Stufe stellen und so 
lange die Mandeln weiterrühren, bis der 
Zucker vollständig braun und schön karamellisiert ist. Dann die Mandeln auf 

ein Backpapier schütten, mit Gabeln leicht auseinanderziehen und abkühlen lassen.

Gebrannte Mandeln
ZUTATEN für 6 Personen: 1 Bio-Orange, 1 daumengroßes 

Stück Ingwer, 1 Liter Apfelsaft (naturtrüb), 1 Stange Zimt , 

3 Sternanise, 3  Nelken, 2 TL Kurkuma

ZUBEREITUNG

Die Bio-Orange heiß abspülen, trocknen und dünn abschä-

len. Den Saft auspressen. Den frischen Ingwer schälen und in 

kleine Scheiben schneiden. Den Apfel- und Orangensaft  mit 

der Orangenschale, Ingwer, Nelken, Sternanisen, Zimt und 

optional Kurkuma aufkochen. Den Topf vom Herd 

nehmen und 15 Minuten ziehen lassen. Den 

Punsch abseihen, ggf. noch einmal 

erwärmen und genießen.

Apfel-Ingwer-Punsch 
mit Kurkuma (alkoholfrei)
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Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V.

Name/Vorname:

Dienststelle:				    Dienstbezeichnung:

Straße:					     PLZ:		  Wohnort:

Geburtstag:				    Telefon:				   E-Mail:

 Assessor			    Pensionär			    Ehegatte eines Mitglieds

				     ohne DRiZ			   Name des Mitglieds:

Ort, Datum 					     Unterschrift

Einzugsermächtigung der Mitgliedsbeiträge
(reguläre Mitgliedschaft 165,– €; Assessoren, längstens drei Jahre, 115,– €; Pensionäre 135,– €; Pensio-
näre ohne DRiZ 110,– €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,– €; Ehrenmitglieder 80,– €)
Hiermit ermächtige ich den Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. widerruflich, den von 
mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljährlich am 1. Juli eines Jahres zulasten meines Kontos im Lastschriftverfahren 
einzuziehen.

IBAN:							       BIC:

Name der Bank:

Kontoinhaber:

Ort, Datum:				    Unterschrift:

Datenschutzbestimmungen:
Ich willige ein, dass der o. g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen perso-
nenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienststelle, Bank-
verbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, der Mitglieder-
verwaltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet und nutzt. Eine 
Übermittlung von Daten an Dritte – namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ) und an das Versi-
cherungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftlichen Versicherungsschutz – findet nur im Rahmen der in der 
Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung 
der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen. 

 Ich willige – jederzeit widerruflich – darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer 
der Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespeichert 
bleiben.

Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, die 
zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein Korrek-
turrecht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Baden-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/.

Ort, Datum					     Unterschrift

Bitte senden an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart 

Deutscher Richterbund

Verein der Richter und
Staatsanwälte
in Baden-Württemberg e. V.

BEITRITTSERKLÄRUNG



Von der Überwachung der Probenentnahme bis zur Erstattung des Gutachtens bieten wir den gesamten Service für 
belastbare Abstammungsgutachten

 Organisation und Überwachung dokumentierter Probenentnahmen
 Zuverlässige und zeitnahe Informationen an das Gericht
 Weltweite Organisation richtlinienkonformer Probenentnahmen

Akkreditierte 
Abstammungs­
gutachten

Senden Sie Ihren Beweisbeschluss 
ganz einfach an:
 
Ihre Gutachter am Institut für Serologie und Genetik   

Prof. Dr. med. Jan Kramer,  
Dr. rer. nat. Armin Pahl,  
Dipl.-Biol. Stephanie Lobach

Lauenburger Str. 67
21502 Geesthacht 

Sie haben noch Fragen?
Kontaktieren Sie uns unter:  
T: 04152 ­ 80 31 62  
F: 04152 ­ 80 33 82  
E­Mail: info@abstammung.de
www.abstammung.de

Varianten der Abstammungs gutachten

Alle Gutachten sind richtlinienkonform gemäß  
§ 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG auf Basis von zwei  
DNA­Isolationen aus zwei Tupfern je Proband.

>  Basis­/Anfechtungsgutachten 390,­ €* 
Triofall, d. h. Kind, Mutter, möglicher Vater;  
Testumfang 17 Systeme

>  Komplettgutachten 580,­ €*
Kind, Mutter, sämtliche mögliche Väter;  
Testumfang 17 Systeme

>  Vollgutachten 690,­ €*
3­fach­Analyse, d. h. Triofall Kind, Mutter,  
möglicher Vater; Testumfang 31 Systeme 
 

* zzgl. MwSt. und ggf. Probenentnahmekosten
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